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149. Verordnung: Einbeziehung von Gasölen in die Bewilligungspflicht nach dem Außen-
handelsgesetz 1968

1 5 0 . Verordnung: Ausgabe von Scheidemünzen zu 50 Schilling „WIG 74 — Wiener Inter-

nationale Gartenschau 1974"

1 5 1 . Verordnung: Änderung der Lehrberufsliste

152. Verordnung: Feststellung der Zahl der Begabtenstipendien für das Studienjahr 1973/74

1 5 3 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 85 Rosental Straße im Bereich der
Gemeinde Ferlach

1 5 4 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 14 Rheintal Autobahn, S 17
Liechtensteiner Schnellstraße und B 190 Vorarlberger Straße im Bereich der
Gemeinden Koblach, Klaus, Röthis, Weiler, Sulz, Rankweil, Göfis, Feld-
kirch und Frastanz

1 5 5 . Verordnung: Anmeldung schwimmender Sportanlagen auf Wasserstraßen

1 5 6 . Verordnung: Festsetzung von Verbots- und Beschränkungsbereichen auf der Donau

1 5 7 . Kundmachung: Feststellungsergebnis gemäß § 3 Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz 1967

149. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 28. De-
zember 1973 über die Einbeziehung von Gas-
ölen in die Bewilligungspflicht nach dem

Außenhandelsgesetz 1968

Auf Grund des § 5 des Außenhandelsgesetzes
1968, BGBl. Nr. 314, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 469/1971 wird mit Zustim-
mung des Hauptausschusses des Nationalrates ver-
ordnet:

Die Ausfuhr von Gasölen der Tarifnummer
27.10 D des Zolltarifes (Bundesgesetz BGBl.
Nr. 74/1958) unterliegt der Bewilligungspflicht im
Umfang des § 3 Abs. 1 des Außenhandelsgesetzes
1968.

Staribacher

150. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 21. Feber 1974 über die Aus-
gabe von Scheidemünzen zu 50 Schilling
„WIG 74 — Wiener Internationale Garten-

schau 1974"

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 115/1973 wird verordnet:

§ 1. Anläßlich der Wiener Internationalen Gar-
tenschau 1974 werden ab dem 18. April 1974
Scheidemünzen zu 50 Schilling ausgegeben.

§ 2. Die Münzen sind aus einer Legierung von
640 Tausendteilen Silber und 360 Tausendteilen
Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat 34 mm,
ihr Rauhgewicht 20 g, ihr Feingehalt 12'8 g
Feinsilber zu betragen. Abweichungen dürfen im
Feingehalt 5/1000 und im Rauhgewicht 10/1000
nicht übersteigen.

§ 3. Für die äußere Gestalt der Münze sind,
die Abbildung und folgende Bestimmungen maß-
gebend:

(1) Die eine Seite der Münze hat eine freie
Komposition mit pflanzlichen Formen zu zeigen.

(2) Die andere Seite hat in der Mitte die
Zahl „50", darunter das Wort „Schilling", ferner
in kreisförmiger Reihung das Bundeswappen und
die Wappen der neun Bundesländer sowie die
Umschrift „Republik Österreich" zu zeigen. Beide
Seiten sind mit einer erhöhten Randleiste zu
umrahmen. Der Rand der Münze ist glatt zu ge-
stalten und hat die vertiefte Inschrift „Fuenfzig
Schilling" zu tragen.
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1 5 1 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 22. Fe-
ber 1974, mit der die Lehrberufsliste geändert

wird

Auf Grund des § 7 des Berufsausbildungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 142/1969, wird — bezüglich
des Lehrberufes Fernmeldemonteur gemäß § 35
Z. 1 des Berufsausbildungsgesetzes im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Verkehr —
verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 22. Ok-
tober 1969, BGBl. Nr. 375, mit der die Lehr-
berufsliste erlassen wird, in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 303/1973 wird wie folgt
geändert:

1. Die Anlage (Lehrberufsliste) wird nach Maß-
gabe der Anlage zu dieser Verordnung hinsicht-

lich der in der ersten Rubrik „Lehrberuf" dieser
Anlage angeführten Lehrberufe geändert.

2. In der Anlage (Lehrberufsliste) hat die An-
führung des Lehrberufes Hüttenwerker zu ent-
fallen.

Artikel II

1. Art. I Z. 1 ist hinsichtlich der in der
zweiten Rubrik der Anlage festgesetzten Dauer
der Lehrzeit sowie — mit Ausnahme des Lehr-
berufes Nachrichtenelektroniker — hinsichtlich
des in der vierten Rubrik festgesetzten Aus-
maßes der Anrechnung zurückgelegter Lehrzeiten
auf die Lehrzeit im verwandten Lehrberuf auf
Lehrlinge, deren Ausbildung in einem in der
ersten Rubrik „Lehrberuf" der Anlage an-
geführten Lehrberuf vor dem 1. September 1973
begonnen hat, bis 31. März 1976 nicht anzu-
wenden.

2. Diese Verordnung tritt mit 1. April 1974
in Kraft.

Staribacher

Anlage

(Änderung der Lehrberufsliste)
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1 5 2 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 25. Feber 1974
über die Feststellung der Zahl der Begabten-

stipendien für das Studienjahr 1973/74

Auf Grund des § 23 Abs. 1 und 2 und des
§ 34 Abs. 3 des Studienförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 421/1969, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 330/1971 und 335/1973 wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen verordnet:

An den folgenden Lehranstalten ist im
Studienjahr 1973/74 höchstens die nachstehende
Anzahl von Begabtenstipendien zu vergeben:

Sinowatz
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153 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. Feber 1974
betreffend die Bestimmung des Straßen-
verlaufes der B 85 Rosental Straße im

Bereich der Gemeinde Ferlach

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 85
Rosental Straße wird im Bereich der Gemeinde
Ferlach wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei Plan-km 39,580 und führt in gestreckterer
Linienführung unter Kreuzung der alten Trasse
sowie der Bahnlinie der ÖBB St. Veit/Glan—
Rosenbach bis zur Wiedereinbindung in die
bestehende Trasse bei Plan-km 40,120.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Kärntner Landes-
regierung sowie bei der Gemeinde Ferlach auf-
liegenden Planunterlagen (Katastermaßstab
1 : 2880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenteil Anwendung. Der in
dessen Abs. 2 angeführte Geländestreifen beträgt
35 m beiderseits der Straßenachse.

Moser

154. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 1. März 1974 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der A 14 Rheintal Autobahn, S 17 Liechten-
steiner Schnellstraße und B 190 Vorarlberger
Straße im Bereich der Gemeinden Koblach,
Klaus, Röthis, Weiler, Sulz, Rankweil, Göfis,

Feldkirch und Frastanz

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

1. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
A 14 Rheintal Autobahn wird im Bereich der
Gemeinden Koblach, Klaus, Röthis, Weiler, Sulz,
Rankweil, Göfis, Feldkirch und Frästanz wie folgt
bestimmt:

Dieser Autobahnabschnitt beginnt an der An-
schlußstelle Klaus und führt von dort auf der
bereits fertiggestellten und verkehrsübergebenen
Trasse bis km 34,039. Von km 34,039 verläuft
die neu herzustellende Straßentrasse in südlicher
Richtung unter Querung der Bahnlinie der
ÖBB „Lindau—Bludenz" bei Bahn-km 44,50 und
durchörtert den Amberg in einem rund 3,1 km
langen Tunnel, führt in der Folge am orografisch
rechten Ufer der 111, kreuzt diese bei Fluß-km

10,27 und endet bei km 41,40 an dem bereits
in seinem Verlauf bestimmten Autobahnabschnitt
„Walgau" (Verordnung BGBl. Nr. 348/1973).

2. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
S 17 Liechtensteiner Schnellstraße wird im Be-
reich der Gemeinden Göfis und Frastanz wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
im Knoten Feldkirch mit kreuzungsfreien Ein-
bindungen in die A 14 Rheintal Autobahn und
führt von dort in westlicher Richtung über die
Anschlußstelle Feldkirch/Ost mit Anschlüssen zur
B 190 Vorarlberger Straße zum Ostportal des
Letzetunnels.

3. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
B 190 Vorarlberger Straße wird im Bereich der
Gemeinde Frastanz wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt
bei km 20,50 (alt) nach rechts ab, führt sodann
südlich der alten Trasse und bindet bei km 21,50
(alt) wieder in die bestehende Trasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustel-
lenden Straßentrassen einschließlich des Knotens
Feldkirch und der Anschlußstelle Feldkirch/Ost
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Vorarlberger Landes-
regierung sowie bei den Gemeinden Rankweil,
Göfis, Feldkirch und Frastanz aufliegenden Plan-
unterlagen (Maßstab 1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
neu herzustellenden Straßenteile Anwendung.
Die Grenzen der Bundesstraßenbaugebiete sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

1 5 5 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 4. März 1974 betreffend die
Anmeldung schwimmender Sportanlagen auf

Wasserstraßen

Auf Grund des § 12 des Schiffahrtsanlagen-
gesetzes, BGBl. Nr. 12/1973, wird verordnet:

Auf Wasserstraßen ist die beabsichtigte Errich-
tung von schwimmenden Sportanlagen, die nicht
länger als fünf Meter sind und nicht weiter als
fünf Meter in die Wasserstraße reichen, vom Be-
willigungswerber unter Verwendung des Vor-
druckes gemäß der Anlage zu dieser Verordnung
in vierfacher Ausfertigung im Wege der zustän-
digen Dienststelle der Schiffahrtspolizei bei der
Behörde anzumelden.

Lanc
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1 5 6 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 4. März 1974 betreffend die
Festsetzung von Verbots- und Beschrän-

kungsbereichen auf der Donau

Auf Grund des § 15 Abs. 2 und 3 des Schiff-
fahrtsanlagengesetzes, BGBl. Nr. 12/1973, wird
verordnet:

§ 1. Auf den in der Anlage 1 angeführten Tei-
len der Donau (Verbotsbereiche) ist die Errich-
tung schwimmender Sportanlagen untersagt.

§ 2. Auf den in der Anlage 2 angeführten Tei-
len der Donau (Beschränkungsbereiche) dürfen
schwimmende Sportanlagen nur mit einer Auf-
nahmefähigkeit von mindestens zehn Kleinfahr-
zeugen errichtet werden.

Lanc

Anlage 1

VERBOTSBEREICHE AUF DER DONAU
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Anlage 2

BESCHRÄNKUNGSBEREICHE AUF DER DONAU
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157. Kundmachung des Bundesministers für Finanzen vom 27. Feber 1974 betreffend das
Feststellungsergebnis gemäß § 3 Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 2

Auf Grund des vom Nationalrat mit Bundesgesetz vom 22. Feber 1974, BGBl. Nr. 98, geneh-
migten Rechnungsabschlusses des Bundes für 1972 wird hiemit das Ergebnis der gemäß § 3 Abs. 2
Finanzausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 2, angeordneten Feststellung auf den Stichtag 1. Jän-
ner 1973 wie folgt kundgemacht:

Androsch


